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§ 10 Tagesordnung   
 
(2) In die Tagesordnung I sind insbesondere die Anträge und Vorlagen 
aufzunehmen, die nicht in den Ausschüssen behandelt worden sind. 
Grundsätzlich sind Wahlen und Magistratsvorlagen vor allen anderen 
Anträgen entsprechend der Reihenfolge des Eingangs zu platzieren. 
 
 
 
(3) In die Tagesordnung II sind alle Beschlussempfehlungen 
aufzunehmen, die bis zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung in 
den Ausschüssen behandelt worden sind. Über die 
Beschlussempfehlungen wird ohne Berichterstattung und Aussprache 
abgestimmt. 
 

§ 10 Tagesordnung 
 
(2) In die Tagesordnung I sind insbesondere die Anträge und Vorlagen 
aufzunehmen, die nicht in den Ausschüssen behandelt worden sind. 
Grundsätzlich sind Wahlen sowie Anträge des Magistrats und des 
Oberbürgermeisters bzw. der Oberbürgermeisterin vor allen 
anderen Anträgen entsprechend der Reihenfolge des Eingangs zu 
platzieren. 
 
(3) In die Tagesordnung II sind alle Beschlussempfehlungen 
aufzunehmen, die bis zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung in 
den Ausschüssen behandelt worden sind. Über die 
Beschlussempfehlungen wird ohne Berichterstattung und Aussprache 
abgestimmt. Änderungsanträge zu Punkten der Tagesordnung II 
sind nicht zulässig. 
 

§ 13 Fragestunde 
 
(2) Jeder/jede Stadtverordnete kann dem Magistrat über Gegenstände 
aus dessen Geschäftsbereich eine Frage stellen. Sie darf nicht 
Tagesordnungspunkte derselben Sitzung betreffen. 
 
… 
(5) Die Fragen sind vom Magistrat in der Sitzung zu beantworten. Die 
Antworten sind kurz zu halten. Kann der Magistrat eine Frage in der 
Sitzung nicht beantworten, so hat er dem Fragesteller/der Fragestellerin 
binnen 2 Wochen eine schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache 
findet nicht statt. Es können jedoch aus der Stadtverordnetenver-
sammlung nach Beantwortung einer Frage zwei Zusatzfragen gestellt 
werden, die sich auf den gleichen Sachverhalt beziehen müssen. Der 
Fragesteller/die Fragestellerin hat bei der ersten Zusatzfrage den 

§ 13 Fragestunde 
 
(2) Jeder bzw. jede Stadtverordnete kann dem Magistrat über 
Gegenstände aus dessen Geschäftsbereich eine Frage stellen. Sie darf 
nicht Tagesordnungspunkte derselben Sitzung der Tagesordnung I 
betreffen. 
…. 
(5) Die Fragen sind vom Magistrat in der Sitzung zu beantworten. Die 
Antworten sind kurz zu halten. Kann der Magistrat eine Frage in der 
Sitzung nicht beantworten, so hat er dem Fragesteller bzw. der 
Fragestellerin, den Fraktionen und fraktionslosen Stadtverordneten 
binnen 2 Wochen eine schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache 
findet nicht statt. Es können jedoch aus der Stadtverordnetenver-
sammlung nach Beantwortung einer Frage zwei Zusatzfragen gestellt 
werden, die sich auf den gleichen Sachverhalt beziehen müssen. Der 
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Vorrang. 
 
 
(6) Am Ende der Fragestunde noch nicht behandelte Fragen sind auf 
Wunsch des Fragestellers/der Fragestellerin innerhalb von zwei Wochen 
vom Magistrat schriftlich zu beantworten. Die Antwort des Magistrats ist 
allen Fraktionen zur Kenntnis zu bringen. 
 

Fragesteller bzw. die Fragestellerin hat bei der ersten Zusatzfrage den 
Vorrang. 
 
(6) Am Ende der Fragestunde noch nicht behandelte Fragen sind auf 
Wunsch des Fragestellers bzw. der Fragestellerin innerhalb von zwei 
Wochen vom Magistrat schriftlich zu beantworten. Die Antwort des 
Magistrats ist allen Fraktionen und fraktionslosen Stadtverordneten 
zur Kenntnis zu bringen. 
 

§ 16 Teilnahme anderer Personen 
… 
(2) Fraktionen, auf die bei der Besetzung eines Ausschusses kein 
Sitz entfallen ist, sind berechtigt, in den Ausschuss einen 
Stadtverordneten bzw. eine Stadtverordnete mit beratender 
Stimme zu entsenden. 
 
 
… 
 
(5) Die Ausschüsse sollen nach § 8 c HGO ein Mitglied des Behinder-
tenbeirates zuziehen, wenn Angelegenheiten beraten werden, von 
deren Entscheidung anerkannte Schwerbehinderte nach § 1 SchwbG 
und Gleichgestellte nach § 2 SchwbG vorwiegend betroffen sind. Die 
Zuziehung erfolgt grundsätzlich durch rechtzeitige Übersendung der 
Einladung mit Tagesordnung. 
 
 
 
(6) Bei Beratung von Angelegenheiten, von deren Entscheidung 
vorwiegend die Interessen von Bürgern und Bürgerinnen ab dem 60. 
Lebensjahr betroffen werden, sollen die Ausschüsse nach § 8 c HGO 
ein Mitglied des Seniorenbeirates zuziehen. Die Zuziehung erfolgt 
grundsätzlich durch rechtzeitige Übersendung der Einladung mit 
Tagesordnung. 

§ 16 Teilnahme anderer Personen 
… 
(2) Fraktionen, auf die bei der Besetzung eines Ausschusses kein 
Sitz entfallen ist, sind berechtigt, in den Ausschuss einen 
Stadtverordneten bzw. eine Stadtverordnete mit beratender 
Stimme zu entsenden. Fraktionslose Stadtverordnete nehmen 
mit beratender Stimme an den Sitzungen teil. 
 
… 
 
(5) Die Ausschüsse sollen nach § 8 c HGO ein Mitglied des Behinder-
tenbeirates zuziehen, wenn Angelegenheiten beraten werden, von 
deren Entscheidung anerkannte Schwerbehinderte nach § 1 SchwbG 
und Gleichgestellte nach § 2 SchwbG vorwiegend betroffen sind. Die 
Zuziehung erfolgt grundsätzlich durch rechtzeitige Übersendung der 
Einladung mit Tagesordnung und allen Unterlagen an die Geschäfts-
stelle des Behindertenbeirates zur Weiterleitung an das 
zuständige Mitglied. 
 
(6) Bei Beratung von Angelegenheiten, von deren Entscheidung 
vorwiegend die Interessen von Bürgern und Bürgerinnen ab dem 60. 
Lebensjahr betroffen werden, sollen die Ausschüsse nach § 8 c HGO 
ein Mitglied des Seniorenbeirates zuziehen. Die Zuziehung erfolgt 
grundsätzlich durch rechtzeitige Übersendung der Einladung mit 
Tagesordnung und allen Unterlagen an die Geschäftsstelle des 
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 Seniorenbeirates zur Weiterleitung an das zuständige Mitglied. 
 

§ 17 Aufgaben und Verfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Nicht erledigte Angelegenheiten sind in die Tagesordnung jeder 
Sitzung aufzunehmen, soweit es keine anders lautende einvernehmliche 
Verabredung gibt. 
 
(6) Die Beschlüsse der Ausschüsse sind schriftlich festzulegen. 
 
(7) Jedes Ausschussmitglied kann beantragen, dass sein vom 
Mehrheitsbeschluss abweichendes Votum in der Niederschrift 
festgehalten wird. 
 
(8) Die Bestimmungen der §§ 23 bis 26, 32 bis 35 finden auf die 
Ausschüsse sinngemäß Anwendung. 
 

§ 17 Aufgaben und Verfahren 
 
(5) Die Beratung eines Antrages bzw. einer Anfrage Stadtverord-
neten bzw. Fraktionen, die keinen Sitz im Ausschuss haben, wird 
bei Abwesenheit des Antragstellers bzw. der Antrag-stellerin 
einmal zurückgestellt. Danach erfolgt eine Beratung und 
Entscheidung bzw. Beantwortung im Ausschuss auch bei 
Nichtanwesenheit des Antragstellers bzw. der Antragstellerin. 
 
(6) Nicht erledigte Angelegenheiten sind in die Tagesordnung jeder 
Sitzung aufzunehmen, soweit es keine anders lautende 
einvernehmliche Verabredung gibt. 
 
(7) Die Beschlüsse der Ausschüsse sind schriftlich festzulegen. 
 
(8) Jedes Ausschussmitglied kann beantragen, dass sein vom 
Mehrheitsbeschluss abweichendes Votum in der Niederschrift 
festgehalten wird. 
 
(9) Die Bestimmungen der §§ 23 bis 26, 32 bis 35 finden auf die 
Ausschüsse sinngemäß Anwendung. 
 

§ 20 Einbringung und Behandlung 
… 
(6) Bei Anfragen der Fraktionen, die in einen Ausschuss überwiesen 
werden, wird die schriftliche Antwort des Magistrats der Einladung zur 
Sitzung beigefügt, sofern die Anfrage spätestens 14 Tage vor der 
Einladung bei dem Stadtverordnetenvorsteher/der 
Stadtverordnetenvorsteherin eingegangen ist. 
 
 
 

§ 20 Einbringung und Behandlung 
… 
(6) Bei Anfragen, die in einen Ausschuss überwiesen werden, wird die 
schriftliche Antwort des Magistrats der Einladung zur Sitzung beigefügt, 
sofern die Anfrage spätestens 14 Tage vor der Einladung bei dem 
Stadtverordnetenvorsteher bzw. der Stadtverord-netenvorsteherin 
eingegangen ist. In Ausschusssitzungen werden Berichte des 
Magistrats bzw. Antworten auf Anfragen auf Datenträgern 
protokolliert, wenn keine schriftliche Beantwortung vorliegt bzw. 
als Anlage zur Niederschrift vorgelegt wird. 
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…. 
(8) Während der Beratungen können Änderungsanträge nur zu 
Anträgen sowie Vorlagen gestellt werden, die Gegenstand der Beratung 
sind. Änderungsanträge sind Anträge, welche die Einschränkung oder 
Erweiterung eines zur Behandlung anstehenden Antrages bezwecken, 
ohne seinen wesentlichen Inhalt aufzugeben. Sie müssen auf Verlangen 
dem Stadtverordnetenvorsteher/der Stadtverordnetenvorsteherin und 
jeder Fraktion schriftlich vorgelegt werden. 
 

…. 
(8) Während der Beratungen können Änderungsanträge nur zu 
Anträgen sowie Vorlagen gestellt werden, die Gegenstand der 
Beratung sind. Änderungsanträge sind Anträge, welche die Ein-
schränkung oder Erweiterung eines zur Behandlung anstehenden 
Antrages bezwecken, ohne seinen wesentlichen Inhalt aufzugeben. Sie 
müssen auf Verlangen dem Stadtverordnetenvorsteher bzw. der 
Stadtverordnetenvorsteherin und jeder Fraktion schriftlich vorgelegt 
werden. Ein Wechsel in der Person des Antragstellers während des 
Verfahrens ist unzulässig. 

  
§ 20 a Eingaben  
 
 
(1) Jeder Einwohner bzw. jede Einwohnerin der Stadt Kassel kann 
allein oder mit Anderen Eingaben an die Stadtverordnetenver-
sammlung richten.  
 
(2) Eingaben müssen Angelegenheiten betreffen, für die eine 
Beschlusszuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung 
besteht. 
 
(3) Eingaben sind schriftlich einzureichen. Sie müssen den 
Einsender bzw. die Einsenderin und sein bzw. ihr Anliegen 
erkennen lassen und eigenhändig unterzeichnet sein.  
 
(4) Zulässige Eingaben an die Stadtverordnetenversammlung 
werden von dem Stadtverordnetenvorsteher bzw. der 
Stadtverordnetenvorsteherin in den in der Sache zuständigen 
Fachausschuss überwiesen. Gleichzeitig werden die Fraktionen 
und fraktionslosen Stadtverordneten sowie der Magistrat davon in 
Kenntnis gesetzt. Der Magistrat wird um Stellungnahme zu der 
Angelegenheit innerhalb von 4 Wochen gebeten.  
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(5) Dem Einsender bzw. der Einsenderin ist von dem Stadtverord-
netenvorsteher bzw. der Stadtverordnetenvorsteherin mitzuteilen, 
in welcher Form und mit welchem Ergebnis seine bzw. ihre 
Eingabe erledigt worden ist. 
 
(6) Beansprucht die Behandlung eine längere Zeit, so ist nach 
Ablauf von vier Monaten dem Einsender bzw. der Einsenderin ein 
Zwischenbescheid zu geben. 
 
(7) Der Stadtverordnetenvorsteher bzw. die Stadtverordneten-
vorsteherin weist unzulässige Eingaben zurück. Er bzw. sie kann 
sie ggf. an die zuständige Stelle weiterleiten.  
 
(8) Der Stadtverordnetenvorsteher bzw. die Stadtverordnetenvor-
steherin legt zu Beginn des Jahres der Stadtverordnetenver-
sammlung eine schriftliche Auflistung über Gegenstand und die 
Beschlussfassung der behandelten Eingaben des Vorjahres vor. 
 

  
§ 20 b   Unzulässigkeit von Eingaben 
 
(1) Eingaben die nicht zur Beschlusszuständigkeit der 
Stadtverordnetenversammlung gehören, werden vom 
Stadtverordnetenvorsteher bzw. von der 
Stadtverordnetenvorsteherin als unzulässig zurückgewiesen. 
 
(2) Eingaben dürfen nicht eine bereits entschiedene Eingabe ohne 
neue erhebliche Tatsachen oder Beweise wiederholen, es sei 
denn, dass die Bestimmungen, auf denen die frühere 
Entscheidung beruht, aufgehoben oder geändert worden sind. 
 
(3) Eingaben gegen städtische Entscheidungen sind unzulässig, 
wenn von möglichen Rechtsbehelfen kein Gebrauch gemacht wird 
bzw. wurde, obwohl dies zumutbar ist oder gewesen wäre.  
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(4) Eingaben dürfen nicht die Nachprüfung oder Abänderung einer 
gerichtlichen Entscheidung oder eines vor Gericht 
abgeschlossenen Vergleichs begehren. 
 
(5) Eingaben dürfen keinen unzulässigen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren begehren.  
 
(6) Eingaben dürfen keine Strafgesetze verletzen 
 

 
 
 
Erstellt von  
Büro der Stadtverordnetenversammlung 
-16- 
Schneider 




